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§ 68h. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr ohne Rechtfertigung durch das Vorliegen einer 
gemeinschaftsrechtlich anerkannten Ausnahmebestimmung für die Führung einer geschützten 
geographischen Angabe oder Ursprungsbezeichnung eine solche Angabe oder Bezeichnung 

 1. zur Kennzeichnung anderer, als in der ihr zugehörigen Spezifikation genannter, jedoch mit diesen 
vergleichbarer Erzeugnisse verwendet oder 

 2. sich widerrechtlich aneignet, nachahmt oder auf die geschützte Bezeichnung anspielt, selbst 
wenn der wahre Ursprung des Erzeugnisses angegeben ist oder wenn die geschützte Bezeichnung 
in Übersetzung oder zusammen mit Ausdrücken wie „Art“, „Typ“, „Verfahren“, „Fasson“, 
„Nachahmung“ oder dergleichen verwendet wird oder 

 3. in einer Weise verwendet, wodurch das Ansehen dieser geschützten Bezeichnung ausgenützt 
wird oder 

 4. in sonstiger irreführender Art und Weise im Zusammenhang mit dem Vertrieb von Waren oder 
Dienstleistungen oder zur Kennzeichnung seines Unternehmens benutzt, 

ist vom Gericht mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Wer die Tat gewerbsmäßig begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) In gleicher Weise wird bestraft, wer gemäß Abs. 1 gekennzeichnete Waren feilhält, in Verkehr 
bringt oder zu den genannten Zwecken einführt, ausführt oder besitzt. 

(3) Der Inhaber oder Leiter eines Unternehmens ist zu bestrafen, wenn er eine im Betrieb des 
Unternehmens von einem Bediensteten oder Beauftragten begangene Verletzung nach den Abs. 1 oder 2 
nicht verhindert. 

(4) Ist der Inhaber des Unternehmens nach Abs. 3 eine Gesellschaft, eine Genossenschaft, ein Verein 
oder ein anderes, nicht zu den physischen Personen gehöriges Rechtssubjekt, so ist Abs. 3 auf die Organe 
anzuwenden, wenn sie sich einer solchen Unterlassung schuldig gemacht haben. 
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(5) Die in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Strafbestimmungen sind auf Bedienstete oder Beauftragte 
nicht anzuwenden, die die Handlung im Auftrag ihres Dienstgebers oder Auftraggebers vorgenommen 
haben, sofern ihnen wegen ihrer wirtschaftlichen Abhängigkeit nicht zugemutet werden konnte, die 
Vornahme dieser Handlung abzulehnen. 
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